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XI

Vorwort

Ziel dieses Buches ist es, Erfahrungen bei Führung und Betrieb eines Labors zu
vermitteln und einen Leitfaden anzubieten, der sowohl die Bewältigung des Ta-
gesgeschäftes als auch langfristige Planungen strukturieren und damit erleichtern
soll. Die Zielgruppe sind Studenten und Berufsanfänger in Laboratorien, die Füh-
rungsaufgaben wahrnehmen. Der Schwerpunkt des vorliegenden Buches liegt auf
chemisch-analytischen Labors, aber auch Leiter nicht-chemischer (beispielsweise
medizinischer oder biologischer) sowie präparativer Labors können wertvolle Hin-
weise für die Leitung finden.

In der Regel wird in der studentischen Ausbildung Wert auf Fachkenntnisse
gelegt, während Führungs- und Organisationsprobleme meist nicht oder nur am
Rande behandelt werden. Verlässt der ausgebildete Master of Science oder Master
of Engineering (früher Ingenieur oder Chemiker) die Hochschule, ist er fachlich
hervorragend ausgebildet und ist in der Lage, komplexeste Fragestellungen zu be-
antworten. Für den „Einzelkämpfer“, der in seinem Büro oder Labor tätig ist, ist
das auch völlig ausreichend. Häufig übernimmt er aber eine Leitungsfunktion und
ist damit sowohl für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch für sichere und ef-
fektive Arbeit im Labor verantwortlich. An dieser Stelle ist er dann oft überfordert
und wünscht sich Hilfestellung. Diese soll ihm dieses Buch geben. Natürlich kann
hier nur ein grober Umriss des notwendigen Wissens gegeben werden, und man
sollte sich nicht der Illusion hingeben, dass man nach der Lektüre „alles im Griff“
hat. Das vorliegende Buch gibt einen Rahmen vor, der wesentliche Punkte behan-
delt und Verweise zu weiterführenden Quellen gibt, bei denen das Wissen vertieft
werden kann.

Der Autor blickt auf mehr als 25 Jahre Tätigkeit als Laborleiter zurück. Nach
dem Studium der Chemie an der Ruhr-Universität Bochum mit Abschluss Promo-
tion leitete er analytisch-chemische Laboratorien im Bergbau-Umfeld. Nach dem
Berufsstart 1979 bei der Bergbau-Forschung (später DMT) in Essen baute er La-
boratorien zur Untersuchung von Produkten sowie im Umweltbereich auf. 1995
wechselte er zum Zentrallabor des deutschen Steinkohlebergbaus und wurde Ge-
schäftsführer der Ruhranalytik GmbH. Diese Zeit war geprägt von der Rückfüh-
rung des Bergbaus und der damit verbunden personellen und organisatorischen
Schrumpfung des Labors. Ende 2003 schied er aus dem aktiven Dienst aus. Seit-
dem arbeitet er ehrenamtlich in der nationalen und internationalen Normung (Fes-
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te Brennstoffe und Bodenanalytik) und hielt in den Jahren 2003 bis 2013 die Vorle-
sung „Labormanagement“ an der Hochschule Niederrhein im Masterstudiengang
„Instrumentelle Analytik und Labormanagement“. Das vorliegende Buch ist aus
dieser Vorlesung hervorgegangen.

Ein wichtiger Punkt in diesem Buch soll das Weitergeben von Erfahrungen sein.
Daher gibt es an vielen Stellen des Buches die Rubrik „Der Laborleiter erzählt“.
Meist sind es Erfahrungen des Autors, aber auch die anderer Laborleiter.

Der Autor wendet sich mit dem vorliegenden Buch an jeden, der Führungsaufga-
ben im Labor übernimmt. Frauen und Männer gleichermaßen anzusprechen, ist
im Deutschen jedoch nicht möglich, ohne komplizierte/umständliche Ausdrücke
zur Hilfe zu nehmen. Der Autor hat sich in Rücksprache mit dem Verlag deshalb
für die gute Lesbarkeit entschieden. Begriffe, die im grammatischen Maskulin ge-
nannt sind – wie Manager, Laborant etc. – schließen Frauen und Männer gleicher-
maßen ein.

Danksagung

Viele Personen haben mit ihrem Engagement dazu beigetragen, dass dieses Buch
verständlich und lesbar geworden ist. Frau Margret Böckler hat durch ihr Fach-
wissen und ihre Erfahrung wesentlich dazu beigetragen, dass die Kapitel zum
Arbeitsschutz kurz, sachlich korrekt und dabei verständlich geworden sind. Frau
Eva-Maria Meyer hat wertvolle Informationen zum Thema Beförderung gefährli-
cher Güter auf der Straße im Zusammenhang mit medizinischen Labors gegeben.
Frau Babett Große-Rhode und Frau Dr. Petra Schneider haben das Kapitel zu den
Qualitätsmanagementsystemen durchgesehen und Korrekturvorschläge gemacht.
Herr Andreas Zeddel hat den Abschnitt zur Notifizierung durchgesehen und auf
sachliche Richtigkeit geprüft. Das Kapitel zur Normung wurde von Frau Gabriele
Goetsche und Frau Anne-Marie Storch durchgesehen und auf Korrektheit geprüft.

Mein besonderer Dank gilt Herrn Dr. Wolfgang Schoenfelder, der das gesam-
te Buch durchgegangen ist und von dem viele Gedanken und Erfahrungen aus
seiner Zeit als Laborleiter eingeflossen sind. Zuletzt, aber dafür ganz besonders,
gilt mein Dank meiner Frau Dr. Maria Liphard, die mit großer Akribie das Buch
durchgearbeitet hat und dabei sprachliche Unzulänglichkeiten und missverständ-
liche Passagen entdeckt und bessere Formulierungen vorgeschlagen hat.
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Beschränkung chemischer Stoffe“ (engl. Registration, Evaluati-
on, Authorisation of Chemicals)
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REFA Verband für Arbeitsgestaltung, Betriebsorganisation und
Unternehmensentwicklung (früher: Reichssausschuss für
Arbeitsstudien)

ReSyMeSa Recherchesystem Messstellen und Sachverständige
RFA Röntgenfluoreszenzanalyse
RFID Radiofrequenz-Identifikation
Rili-BÄK Richtlinie der Bundesärztekammer zur Qualitätssicherung labo-

ratoriumsmedizinischer Untersuchungen
RöV Verordnung über den Schutz vor Schäden durch Röntgenstrah-

len (Röntgenverordnung)
SC Unterkomitee (engl. subcommittee) bei ISO
SGB VII Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung
SOP Standardarbeitsanweisungen (engl. standard operation proce-

dures)
� (Beta) Massenkonzentration
StrlSchV Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende

Strahlen (Strahlenschutzverordnung)
TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft
TAB technischer Aufsichtsbeamter
TC technisches Komitee (engl. technical committee) bei ISO

und CEN
TOC total organic carbon (dt. gesamter organischer Kohlenstoff)
TR Technischer Bericht (engl. technical report)
TRBA Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe
TRGS Technische Regeln für Gefahrstoffe (der Berufsgenossen-

schaften)
TS Technische Spezifikation (engl. technical specification)
UKZ Unfallkennziffer
UVV Verhütungsvorschriften (jetzt BGV)
VDI Verein Deutscher Ingenieure
VDLUFA Verband Deutscher Landwirtschaftlicher Untersuchungs- und

Forschungsanstalten e.V.
VIM Internationales Wörterbuch der Metrologie (engl. international

vocabulary of metrology)
VUP Deutscher Verband Unabhängiger Prüflaboratorien e.V.
WAN wide area network (dt. Weitverkehrsnetzwerk)
WD working draft (ISO)
WG Arbeitsgruppe (engl. working group) bei ISO und CEN
WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-

gesetz)
WHO World Health Organisation (dt. Weltgesundheitsorganisation)
WLAN wireless local area network (dt. drahtloses lokales Netzwerk)
ZRM zertifiziertes Referenzmaterial
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1
Grundlagen der Arbeitssicherheit

Vorbemerkung In den ersten drei Kapiteln werden wesentliche Aspekte zur Ar-
beitssicherheit und zum Umweltschutz im Labor angesprochen. Jedoch ist und
kann diese Zusammenstellung nicht vollständig sein und entbindet den Leser
nicht von seiner Eigenverantwortung beim Führen seines Labors.

1.1
Einführung

Arbeits- und Umweltschutz im Labor ist ein Thema, welchem sich ein Betreiber
eines Labors stellen muss. Neben einer Vielzahl gesetzlicher Vorschriften gibt es
auch die Verantwortung für die Mitarbeiter und die Umwelt. Darüber hinaus ist ei-
ne Missachtung elementarer Grundsätze zum Schutz der Mitarbeiter eine poten-
tielle bis wahrscheinliche Ursache von Erkrankungen, die sowohl menschliches
Leid als auch damit verbundenen Mehrkosten verursacht.

Früher wurden häufig detaillierte Vorgaben für die Ausgestaltung von Maßnah-
men zur Arbeitssicherheit gemacht. Inzwischen ist der Gesetzgeber dazu überge-
gangen, primär die Schutzziele zu formulieren und damit dem Arbeitgeber1) eine
größere Gestaltungsmöglichkeit einzuräumen. Dies hat den Vorteil, dass auf den
jeweiligen Einzelfall zugeschnittene Maßnahmen ergriffen und umgesetzt werden
können. Dies bedeutet aber andererseits eine stärkere Eigenverantwortung bei der
Planung und Umsetzung von Maßnahmen, was eingehenderer Planung bedarf
und im Falle eines Schadensereignisses (beispielsweise Unfall) zu einer Hinterfra-
gung beispielsweise durch die Unfallversicherungsträger führt.

1) An dieser Stelle wird der Begriff
„Arbeitgeber“ genannt, dieser Begriff
steht im Zusammenhang mit gesetzlichen
Arbeitsschutzvorschriften und wird in
diesem Zusammenhang im Buch verwendet.
Im weiteren Verlauf dieses Abschnittes wird
der Begriff „Unternehmer“ eingeführt, dieser
kommt in den berufsgenossenschaftlichen

Regelwerken vor und erscheint im Buch
in diesem Zusammenhang. Im Sinne
der Verantwortung für den Arbeitsschutz
können die Begriffe synonym verwendet
werden. (Quelle: Landesinstitut für
Arbeitsgestaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen (LIA.NRW)).

Labormanagement, Erste Auflage. Klaus G. Liphard.
©2014 WILEY-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA. Published 2014 by WILEY-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA.
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Abb. 1.1 Aufschrift auf der Fassade eines ehemaligen lederverarbeitenden Betriebs
(Quelle: © Klaus G. Liphard).

Arbeits- und Gesundheitsschutz sind gesetzlich geregelt, aber auch wirtschaft-
lich notwendig und vorteilhaft für den Arbeitgeber. Maßnahmen zum Schutz der
Mitarbeiter verursachen Kosten. Dem Argument, das könne sich das Labor wegen
der hohen Kosten hierfür bei gleichzeitig niedrigen Preisen eigentlich gar nicht
leisten, kann man leicht entgegnen, dass diese Rechnung nur kurzfristig aufgeht.
Unzureichender Schutz der Arbeitnehmer kann zu Ausfällen durch Unfälle und
Krankheit führen, was Kosten durch die Lohnfortzahlung verursacht und den Be-
triebsablauf beeinträchtigt. Darüber hinaus besteht eine Fürsorgepflicht des Ar-
beitgebers für seine Mitarbeiter, diese vor Gefahren am Arbeitsplatz zu bewahren.

Arbeitsschutz (im Englischen meist occupational health and safety) ist keine Er-
rungenschaft des 20. Jahrhunderts. Schon Mitte des 19. Jahrhunderts gab es den
Begriff „Arbeiterschutz“, beschrieben etwa in der preußischen Gewerbeordnung.
Auf der Fassade einer ehemaligen Firma für Lederverarbeitung ist dieser Begriff
heute noch zu lesen, siehe auch Abb. 1.1.

Eigentlich ist dieser Begriff unmittelbar einleuchtend, da es ja um den Schutz
der Arbeiter vor Gefahren geht. Ende des 19. Jahrhunderts wurde jedoch der Be-
griff „Arbeitsschutz“ eingeführt. Im Rahmen der Bismarck’schen Sozialgesetzge-
bung wurde 1884 mit der Verabschiedung des Unfallversicherungsgesetzes der
Arbeitsschutz weiter ausgebaut, so wurden zur Absicherung der Arbeitnehmer die
Berufsgenossenschaften gegründet.

In vielen Firmen ist Arbeitssicherheit ein inzwischen gleichberechtigter Bau-
stein der Unternehmensziele. Folgende Unterpunkte sind darin häufig enthalten:

� Arbeitssicherheit und Gesundheit sind Voraussetzungen für wirtschaftliche
Produktion. Arbeitsschutz ist selbstverständlicher Bestandteil der täglichen
Arbeit.

� Wirkungsvoller Arbeitsschutz ist das sorgfältige Ermitteln und Beurteilen von
Belastungen und Gefährdungen sowie die Festlegung geeigneter Maßnahmen
bei der Planung und deren Umsetzung bei der Arbeit.

� Die Verantwortung für Arbeitssicherheit und Gesundheit wird sowohl von allen
Führungskräften als auch von jedem einzelnen Mitarbeiter getragen. Jeder ist
Vorbild.

� Verantwortungsvolles Denken und Handeln vermeidet Unfälle und arbeitsbe-
dingte Erkrankungen.

� Die kontinuierliche Verbesserung des Arbeitsschutzmanagements gewährleis-
tet stets optimale Arbeitssicherheit und bestmöglichen Schutz der Gesundheit
für die Mitarbeiter.
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Abb. 1.2 Rechtspyramide.

1.2
Gesetzliche Grundlagen

Hinweis: Internetadressen, auf denen Gesetze und Verordnungen und Publikatio-
nen der Unfallversicherungsträger sowie der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung zu finden sind, stehen im Literaturverzeichnis am Ende des Buches.

Zur Veranschaulichung, wie das deutsche Rechtssystem hierarchisch gegliedert
ist, wird häufig die sogenannte Rechtspyramide verwendet, sie wird exemplarisch
am Gefahrstoffrecht in Abb. 1.2 gezeigt. Diese Darstellung soll verdeutlichen, dass
sich von oben nach unten die Basis verbreitert und damit verbunden die Anzahl
der Regelungen und somit auch die Zahl der Dokumente größer werden kann, vor
allem aber der Grad der Konkretisierung.

Hierbei bedeuten:

REACH Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of Chemicals
ArbSchG Arbeitsschutzgesetz
CLP Regulation on Classification, Labelling and Packaging of Substances

and Mixtures.

Die Begriffe werden in den nachfolgenden Abschnitten näher erläutert.

1.2.1
Europäisches Recht

Die Regelungen zum Arbeitsschutzrecht hängen eng mit dem europäischen
Binnenmarkt zusammen. Das erklärte politische Ziel ist es, innerhalb dieses
Binnenmarktes für alle Beschäftigte europaweit einheitlich einen wirksamen
Gesundheitsschutz zu erreichen. Hierzu hat die EU ein Richtlinienpaket zum
Arbeitsschutz verabschiedet. Kernstück ist die europäische Arbeitsschutz-Rah-
menrichtlinie 89/391/EWG.



4 1 Grundlagen der Arbeitssicherheit

Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung
von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes der Arbeitnehmer bei der Arbeit [1]

Artikel 1 (1)
„Ziel dieser Richtlinie ist die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Ar-
beitsplatz.“

Darauf aufbauend wurden Einzelrichtlinien für bestimmte Bereiche des Arbeits-
schutzes wie die Arbeitsstättenrichtlinie oder die für Laboratorien besonders rele-
vante Richtlinie zum Schutz vor Gefahren durch chemische Stoffe (RL 98/24/EG)
erlassen.

Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesund-
heit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische
Arbeitsstoffe bei der Arbeit [2]

Artikel 1 (1)
„Mit dieser Richtlinie, der vierzehnten Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG, werden Mindestanforderungen für den
Schutz der Arbeitnehmer gegen tatsächliche oder mögliche Gefährdungen ih-
rer Gesundheit und Sicherheit durch die Wirkungen von am Arbeitsplatz vor-
handenen chemischen Arbeitsstoffen oder aufgrund von Tätigkeiten mit che-
mischen Arbeitsstoffen festgelegt.“

Die Richtlinien enthalten europaweit gültige Mindeststandards für den Arbeits-
schutz. Die EU-Mitgliedsstaaten müssen diese Vorgaben (Mindeststandards) zwin-
gend ins nationale Recht übernehmen. Kommen die Staaten diesen Vorgaben
nicht nach, wird der säumige Staat vor dem europäischen Gerichtshof verklagt
und gegebenenfalls so lange mit Bußgeldern belegt, bis die Umsetzung erfolgt.

Zentrales Element im europäischen Chemikalienrecht ist die Verordnung zur
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe; Kurz-
bezeichnung ist REACH (Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction
of Chemicals). Diese Verordnung ist in allen Mitgliedsstaaten der EU unmittelbar
geltendes Recht und bedarf somit keiner Umsetzung in das jeweilige nationale
Recht.

Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Be-
schränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen
Chemikalienagentur [. . . ] [3]

(12)„Ein wichtiges Ziel des durch diese Verordnung einzurichtenden neuen
Systems besteht darin, darauf hinzuwirken und in bestimmten Fällen sicherzu-
stellen, dass besorgniserregende Stoffe letztendlich durch weniger gefährliche
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Stoffe oder Technologien ersetzt werden, soweit geeignete, wirtschaftlich und
technisch tragfähige Alternativen zur Verfügung stehen.“

Alle Chemikalien, auch Altstoffe sind zu registrieren und zu bewerten, wobei mit
steigenden Produktions-, Verwendungs- oder Importmengen höhere Anforderun-
gen an den Umfang der beizubringenden Untersuchungsergebnisse vorgeschrie-
ben werden. Dazu wurde extra eine eigene Behörde gegründet, die ECHA (Euro-
pean Chemicals Agency) mit Sitz in Helsinki, Finnland.

Labors sind von REACH weniger stark betroffen als Hersteller, Importeure oder
industrielle Verwender. Dennoch gilt auch für Labors gemäß § 12 der REACH-
Verordnung die Notwendigkeit der Substitution von gefährlichen Stoffen durch
weniger gefährliche, wie sie auch in der GefStoffV festgelegt ist.

Ein weiterer wichtiger Baustein zur Vereinheitlichung im europäischen Binnen-
markt für Chemikalien ist die EU-Verordnung zur Einstufung, Kennzeichnung
und Verpackung von Stoffen und Gemischen, kurz CLP-Verordnung (regulation
on classification, labelling and packaging of substances and mixtures) genannt.

Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung
von Stoffen und Gemischen [. . . ] [4]

Artikel 1 (1)
„Zweck dieser Verordnung ist es, ein hohes Schutzniveau für die menschliche
Gesundheit und für die Umwelt sowie den freien Verkehr von in Artikel 4 Ab-
satz 8 genannten Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen durch folgende Maß-
nahmen zu gewährleisten:
a) Harmonisierung der Kriterien für die Einstufung von Stoffen und Gemi-
schen sowie der Vorschriften für die Kennzeichnung und Verpackung gefährli-
cher Stoffe und Gemische; [. . . ]“

Mit dieser Verordnung wird das Globally Harmonized System of Classification, La-
belling and Packaging of Chemicals (GHS) der Vereinten Nationen umgesetzt. Ziel
ist ein weltweit einheitliches System zur Einstufung von Chemikalien sowie deren
Kennzeichnung auf Verpackungen und in Sicherheitsdatenblättern. Einzelheiten
hierzu werden im Abschn. 1.7 behandelt.

1.2.2
Nationales Recht

Zur Einführung des europäischen Verordnungs- und Richtlinienwerkes ins natio-
nale Recht hat der Deutsche Bundestag das „Gesetz zur Umsetzung der EG-Rah-
menrichtlinie Arbeitsschutz“ und weiterer Arbeitsschutzrichtlinien verabschiedet.
Das Arbeitsschutzgesetz ist der wichtigste Teil dieses Gesetzes.
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Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) [5]

vom 07.08.1996
§1 (1)
„Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftig-
ten bei der Arbeit durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu
verbessern.“

Kernstück dieses Gesetzes ist die Forderung nach einer Gefährdungsbeurteilung.
Die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung wird in diesem Buch überwie-
gend bezogen auf Gefahrstoffe erläutert, für andere Gefährdungen wird auf Infor-
mationen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) (siehe
hierzu Abschn. 1.4) verwiesen, die das „Portal Gefährdungsbeurteilung“2) betreibt.

Um die Ziele des Arbeitsschutzes zu erreichen, werden Pflichten definiert, wie
u. a. die Beurteilung der Arbeitsbedingungen, die Festlegung von Schutzmaßnah-
men oder die Unterweisung von Beschäftigten.

Die Verantwortung für die Umsetzung dieser Pflichten liegt beim Unternehmer.
Dieser kann aber Mitarbeiter beauftragen, Pflichten im Rahmen des Arbeitsschut-
zes zu übernehmen (siehe auch Abschn. 1.5).

Für den Arbeitsschutz von Bedeutung ist weiterhin das Chemikaliengesetz.

Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz – ChemG) [6]

vom 16. September 1980
§ 1 Zweck des Gesetzes
„Zweck des Gesetzes ist es, den Menschen und die Umwelt vor schädlichen
Einwirkungen gefährlicher Stoffe und Zubereitungen zu schützen, insbeson-
dere sie erkennbar zu machen, sie abzuwenden und ihrem Entstehen vorzu-
beugen.“

Beide Gesetze formulieren Schutzziele, die an Arbeitsplätzen einzuhalten sind.
Aufgrund der Komplexität der verschiedenen Produktions- und Anwendungsbe-
reiche ist im Rahmen dieser Gesetze eine weitgehende Konkretisierung unmög-
lich.

Daher enthalten beide Gesetze Ermächtigungsnormen, wonach Rechtsverord-
nungen erlassen werden können. So wurde auf der Grundlage des Arbeitsschutz-
gesetzes die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) erlassen. Grund hierfür ist, dass
in einer Rechtsverordnung die Anforderungen wesentlich deutlicher ausformuliert
werden können als im zugrunde liegenden Gesetz. Zu beachten ist hier noch, dass
die GefStoffV parallel auch eine Ermächtigungsgrundlage zum ChemG aufweist.

2) http://www.gefaehrdungsbeurteilung.de/de (10.06.2014).
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Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Gefahrstoffverordnung –
GefStoffV) [7]

vom 26. November 2010
§ 1 Zielsetzung und Anwendungsbereich
„(1) Ziel dieser Verordnung ist es, den Menschen und die Umwelt vor stoffbe-
dingten Schädigungen zu schützen durch

1. Regelungen zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung gefährlicher
Stoffe und Zubereitungen,

2. Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten und anderer Personen bei Tä-
tigkeiten mit Gefahrstoffen und

3. Beschränkungen für das Herstellen und Verwenden bestimmter gefährli-
cher Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse.“

Die GefStoffV regelt Tätigkeiten mit Gefahrstoffen und fordert Schutzmaßnah-
men, die eine Gefährdung von Mitarbeitern, unbeteiligten Personen sowie der
Umwelt verhindern oder zumindest minimieren. Um dies zu gewährleisten, wer-
den dem Arbeitgeber Ermittlungspflichten auferlegt, die mögliche Gefahren er-
kennen sollen.

1.2.3
Weitere Regelungen

Die Regelungen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz sind so außerordentlich
komplex, dass etliche Anforderungen einer weitergehenden sicherheitstechni-
schen Konkretisierung bedürfen. Daher wird laut § 20 GefStoffV beim

„Bundesministerium für Arbeit und Soziales ein Ausschuss für Gefahrstoffe
(AGS) gebildet, in dem geeignete Personen vonseiten der Arbeitgeber, der Ge-
werkschaften, der Landesbehörden, der gesetzlichen Unfallversicherung und
weitere geeignete Personen, insbesondere aus der Wissenschaft, vertreten sein
sollen.“

Wesentliche Aufgabe des AGS sind nach seinen eigenen Angaben „Konkretisie-
rungen der GefStoffV und Hilfen für die Praxis in Form von Technischen Regeln
[ für Gefahrstoffe] (TRGS)“. TRGS geben den Stand der Technik, Arbeitsmedizin
und Arbeitshygiene sowie sonstige wissenschaftliche Erkenntnisse bei Tätigkeiten
mit Gefahrstoffen wieder, sie sind rechtsverbindlich. Den TRGS wird folgende Prä-
ambel vorangestellt:

„Die TRGS konkretisieren im Rahmen ihres Anwendungsbereichs Anforderun-
gen der GefStoffV. Bei Einhaltung der Technischen Regeln kann der Arbeitgeber
insoweit davon ausgehen, dass die entsprechenden Anforderungen der Verord-
nung erfüllt sind. Wählt der Arbeitgeber eine andere Lösung, muss er damit
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mindestens die gleiche Sicherheit und den gleichen Gesundheitsschutz für die
Beschäftigten erreichen.“

Grundlegende Hinweise zur Gefährdungsbeurteilung für Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen werden in der gleichnamigen TRGS 400 gegeben.

TRGS 400 – Gefährdungsbeurteilung für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen [8]

vom Dezember 2010
1. Anwendungsbereich
„(1) Die TRGS 400 beschreibt Vorgehensweisen zur Informationsermittlung
und Gefährdungsbeurteilung nach § 6 GefStoffV. Sie bindet die Vorgaben der
GefStoffV in den durch das Arbeitsschutzgesetz (§§ 5 und 6 ArbSchG) vorgege-
benen Rahmen ein.“

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, wie die Berufsgenossenschaften
oder die Unfallkassen, erlassen ebenfalls Unfallverhütungsvorschriften, deren Ein-
haltung von Aufsichtspersonen (siehe Abschn. 1.3.1) überprüft wird. Dazu ge-
hören Berufsgenossenschaftliche Vorschriften für Arbeitssicherheit und Gesund-
heitsschutz (BGV – vor dem Jahr 2000 als Unfallverhütungsvorschriften (UVV)
bezeichnet). In diesen werden verbindliche Pflichten bezüglich Arbeitssicherheit
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz festgelegt, und zwar sowohl für den Un-
ternehmer als auch den Versicherten. BGV sollen nur noch dann herausgegeben
werden, wenn keine staatlichen Regelungen existieren. UVV bzw. BGV haben den
gleichen rechtlichen Rang wie Verordnungen. Abweichungen davon sind nur mög-
lich, wenn der Unternehmer im Arbeitsschutz mindestens gleichwertige Maßnah-
men trifft und diese entsprechend dokumentiert.

Unterhalb dieser Vorschriftenebene haben die Unfallversicherungsträger ein
umfassendes Regelwerk für den Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz erar-
beitet, dazu gehören die BG-Regeln (BGR), Berufsgenossenschaftliche Grundsätze
(BGG) und die Informationsschriften der Berufsgenossenschaften (BGI).

Für das Labor sind die Laborrichtlinien BGI/GUV-I 850-0: „Sicheres Arbeiten
in Laboratorien – Grundlagen und Handlungshilfen“ maßgeblich, daher wird im
Kapitel 2 ausführlich auf deren Inhalt eingegangen.

1.2.4
Duales System des Arbeitsschutzes

In Deutschland existiert seit über 100 Jahren das duale Arbeitsschutzsystem (sie-
he Abb. 1.3), in dem sowohl staatliche Arbeitsschutzorganisationen als auch Un-
fallversicherungsträger im Arbeitsschutz zusammenarbeiten, allerdings auf un-
terschiedlicher gesetzlicher Grundlage und mit unterschiedlichen Kompetenzen.
2003 wurde dieses System neu geordnet, nicht zuletzt auch wegen der zunehmen-
den gesetzgeberischen Kompetenz der EU. Generell sind Doppelregelungen zu
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Abb. 1.3 Duales Arbeitsschutzsystem in Deutschland.

vermeiden, d. h. bei Existenz einer staatlichen Regelung bedarf es keiner weiteren
durch die Unfallversicherungsträger.

Der selbstverwaltende Bereich umfasst die Träger der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, hierauf wird näher im Abschn. 1.3 eingegangen. Der staatliche Bereich
hat Aufgaben in der Überwachung der staatlichen Vorschriften für den Arbeits-
schutz.

Beispielsweise definiert der Arbeitsschutz des Landes Nordrhein-Westfalen auf
der Webseite3) seine Aufgaben wie folgt:

� „Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren,

� menschengerechte Gestaltung der Arbeit, betriebliche Gesundheitsförde-
rung,

� Arbeitszeitgestaltung, wie z. B. Sonn- und Feiertagsarbeit,
� Schutz besonderer Personengruppen, wie z. B. Schwangere und Jugendliche,
� sichere Gestaltung von Technik und Produkten.

Die Arbeitsschutzverwaltung ist damit – anders als die Berufsgenossenschaf-
ten – auch in den Bereichen Arbeitszeitschutz, sozialer Arbeitsschutz und
technischer Öffentlichkeitsschutz tätig.“

Die staatliche Arbeitsschutzverwaltung hat zudem auch die Aufgaben und
Befugnisse einer Genehmigungsbehörde. Sie ist beispielsweise zuständig im

3) http://www.arbeitsschutz.nrw.de/Arbeitsschutz/ueberblick-zur-Arbeitsschutzverwaltung/auftrag_
aufgaben_ziele/index.php (10.06.2014).
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Genehmigungs- und Anzeigeverfahren für das Arbeiten mit radioaktive Stoffen
oder Röntgeneinrichtungen.

1.3
Unfallversicherungsträger

Die Unfallversicherungsträger sind Dienstleistungsunternehmen in Sachen Ar-
beitssicherheit und Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, sie gibt es seit
1885. Ihre Aufgaben und Befugnisse sind im Siebten Buch Sozialgesetzbuch – Ge-
setzliche Unfallversicherung (SGB VII)[9] festgelegt. Aufgabe der Unfallversiche-
rungsträger ist es, die betriebliche Sicherheit zu steuern sowie Vorschriften, Re-
geln, Informationen und Grundsätze zu erstellen und zu interpretieren. Im Falle
eines Arbeitsunfalles oder einer Berufserkrankung sorgt der Unfallversicherungs-
träger für medizinische, berufliche und soziale Rehabilitation der Versicherten und
sichert sie finanziell ab.

Unfallversicherungsträger sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die
Unfallkassen des öffentlichen Dienstes sowie die landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaften. Der Gesetzgeber hat beschlossen, die beiden erstgenannten Ver-
sicherer zu einem Dachverband zusammenzuführen. Zum 01.07.2007 erfolgte der
Zusammenschluss zur Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV).

Laut Aussage der DGUV waren im Jahre 2012 3,9 Mio. Unternehmen/Einrich-
tungen bei den Mitgliedern der DGUV verzeichnet. Die gewerblichen Berufsge-
nossenschaften versicherten 3,2 Mio. Betriebe, die Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand 648 000 Unternehmen und Einrichtungen. Insgesamt beträgt
die Zahl der Versicherten 38,0 Mio. Vollzeitkräfte.

Die Unfallversicherungsträger sind

� eine Körperschaft des öffentlichen Rechts,
� mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet,
� beruhen auf gesetzlicher Grundlage,
� übernehmen staatliche Aufgaben,
� unterstehen staatlicher Aufsicht.

Es besteht eine Zwangsmitgliedschaft des Arbeitgebers, somit sind alle Arbeitneh-
mer (einschließlich Aushilfen, Praktikanten und Auszubildende) versichert. Dauer
der Beschäftigung und Höhe des Entgelts haben keinen Einfluss auf das Versiche-
rungsverhältnis. Eine Kündigung der Versicherung ist nicht möglich. Die Unfall-
versicherungsträger übernehmen im Schadensfall die Kosten (Haftungsübernah-
me) einschließlich eventuell zu zahlender Renten. Die Beiträge, die ausschließlich
durch den Arbeitgeber zu entrichten sind, richten sich nach Zahl der Versicher-
ten, Branche, Risiken und dem Schadensaufkommen des Vorjahres. Die Unfall-
versicherungsträger dürfen keine Gewinne erzielen, erheben daher nur so hohe
Beiträge, wie sie für ihre gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben benötigen (Umla-
geverfahren).


